
drohen saftige 
Abwassergebühren 

Gerichtsentscheidung beunruhigt Tausende: 
Sie sollen nachträglich fur Fehlinvestitionen zahlen 

VON THORSTEN METZNER 

POT~DAM - Nach der durch den Bundesge- 
richtshof ausgelösten Bodenreformaffäre 
schafft im Land Brandenburg erneut ein 
spektakuläres Urteil Unruhe in der Bevöl- 
kerung. Tausenden Grundstückseignern 
und Unternehmen drohen aus heiterem 
Himmel saftige Abwassergebühren- 
bescheide. Allein der Verband der Woh- 
nungsunternehmen Berlin-Brandenbug 
(BBU), zuständig flir 222 Vermieter und 
390 000 Mieter, erwartet Belastungen 
von „mindestens 129 Millionen Euro", 
wie Sprecher David Eberhart am Montag 
dem Tagesspiegel bestätigte. Für Lasten, 
die auf private Hausbesitzer zukommen 
können, gibt es noch keine Schätzungen. 
Auslöser ist ein Urteil des Oberverwal- 
tungsgerichtes Beriin-Brandenburg 
(OVG), das Landtag und Regierung fie- 
berhaft nach Auswegen suchen lässt -bis- 
lang vergeblich. 

Das OVG hatte kürzlich entschieden, 
dass Immobilienbesitzer für Nach- 
wende-Abwasserinvestitionen in ihrem 
Ort selbst dann nachträglich mitbezahlen 
müssen, wenn ihr Grundstück schon zu 
DDR-Zeiten (sogenannte ,,Altan- 
schlüsseu) an die Kanalisation angeschlos- 
sen wurde. Zwar muss niemand, wie es 
auch im Innenministerium heißt, für be- 
reits vor 1989 gebaute Anlagen zahlen. 
Der Zündstoff ist damit aber nicht gerin- 
ger, im Gegenteil: Die Grundstückseig- 
ner sollen nach mehr als einem Jahrzehnt 
für die Anfang der neunziger Jahre errich- 
teten GroGklärwerke und kilometerlange 
Abwassertrassen nachträglich zur Kasse 
gebeten werden. Die Klärwerke waren 
schon damals irn Lande hoch umstritten. 
Es waren oft überdimensionierte, teure 
Anlagen, die inder Folge zu hohen Abwas- 
sergebühren führten. Sie sind inBranden- 
burg - nach einem Vergleich der Potsda- 
mer Industrie- und Handelskammer - 
heute höher als in jedem anderen deut- 
schen Bundesland. Viele Zweckver- 
bände, die durch die vom Land geförder- 
ten Fehlinvestitionen in Notlagen gerie- 
ten, mussten dann vom Land wieder mit 
Millionenspritzen gestützt werden. 

Trotzdem war es in den letzten Jahren 
ruhig um das Abwasserproblem gewor- 
den, das in den 90er Jahren noch zu Pro- 
testen vor dem Landtag, sogar zu Hunger- 

streiks geführt hatte. Jetzt holt es die Poli- 
tik wieder ein, mit vielen Unwägbarkei- 
ten. Die Gebiihrenkalkulation der Zweck- 
verbände - sie galten oft als kaufmän- 
nisch schlecht geführt - nach dem Bau 
neuer Klärwerke und Leitungstrassen in 
den neunziger Jahren war sehr unter- 
schiedlich. Unkiar ist daher auch, warum 
mancherorts Altanschlussinhaber nach 
1990 fiir neue Kläranlagen, in der auch 
ihre Gülle geklärt wird, damals nicht zur 
Kasse gebeten wurden. Warum dies jetzt 
noch geschieht, und das auch noch bei 
Grundstücken, die schon zu tiefsten 
DDR-Zeiten an die Kanalisation ange- 
schlossen wurden, schafft Frustration. 

Wie eine Lösung aussehen kann, ist of- 
fen. Eine Expertenanhörung im innen- 
ausschuss des Landtages, die auf Initia- 
tive der SPD zustande kam, endete vo- 

rige Woche mit all- 
gemeiner Ratiosig- 
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müsse klären, welche Auswirkungen das 
OVG-Urteil hat. Das Innenministerium 
allerdings gibt den Ball zurück. „Der 
Landtag ist am Zug. Es geht um ein politi- 
sches Problem. Wir erwarten Vorgaben, 
wie wir damit umgehen sollen." Oppositi- 
onsführerin Kerstin Kaiser (Linke) sieht 
Ministerpräsident Matthias Platzeck 
(SPD) in der Pflicht: „Es besteht landespo- 
litischer Handlungsbedarf." 

Einig sind sich alle, dass das Urteil lan- 
desweite Auswirkungen hat. Es wurde 
vom Abwasserzweckverband Fürsten- 
walde erstritten, der bereits wegen sei- 
nes rigiden Vorgehens mit Polizeihiife ge- 
gen eine Familie in Rauen ins Zwielicht 
geraten ist. Diese verweigert den An- 
schluss an die Kanalisation, weil sie 
selbst eine moderne biologische Klein- 
kläranlage betreibt. Zu einem für Montag 
angekündigten Zwangsanschluss unter 
Polizeischutz kam es nicht. 
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VERWALTUNGSGERICHTSURTEIL BEUNRUHIGT TAUSENDE GRUNDSTÜCKSEIGNER 

Hausbesitzern drohen saftige Abwassergebühren 

Nach der durch den Bundesgerichtshof ausgelösten Bodenreform-

Skandal schafft im Land Brandenburg erneut ein spektakuläres Urteil 

Unruhe in der Bevölkerung. Tausenden Grundstückseignern und 

Unternehmen drohen aus heiterem Himmel saftige Abwassergebühren-

Bescheide. Allein der Verband der Wohnungsunternehmen Berlin-

Brandenburg (BBU), zuständig für 222 Vermieter und 390 000 Mieter, 

erwartet Belastungen von „mindestens 129 Millionen Euro“, wie 

Sprecher David Eberhart gestern der RUNDSCHAU bestätigte. 

Für Lasten, die auf private Hausbesitzer zukommen können, 
gibt es noch keine Schätzungen. Auslöser ist ein Urteil des 
Oberverwaltungsgerichtes Berlin-Brandenburg (OVG), das 
Landtag und Regierung fieberhaft nach Auswegen suchen 
lässt – bislang vergeblich.  
Das OVG hatte kürzlich entschieden, dass Immobilienbesitzer 
für Nachwende-Abwasser-Investitionen in ihrem Ort selbst 
dann nachträglich mitbezahlen müssen, wenn ihr Grundstück 
schon zu DDR-Zeiten („Altanschlüsse“) an die Kanalisation 
angeschlossen wurde. Zwar muss niemand, wie es auch im 
Innenministerium heißt, für bereits vor 1989 gebaute Anlagen 
zahlen. Der Zündstoff ist damit aber nicht geringer, im 
Gegenteil: Die Grundstückseigner sollen nach mehr als einem 
Jahrzehnt für die Anfang der 1990er-Jahre errichteten Groß-
Klärwerke und kilometerlange Abwassertrassen nachträglich 
zur Kasse gebeten werden. Die Klärwerke waren schon 
damals im Lande hoch umstritten. Es waren oft 

überdimensionierte, teure Anlagen, die in der Folge zu hohen Abwassergebühren führten. Sie
sind in Brandenburg – nach einem Vergleich der Potsdamer Industrie- und Handelskammer – 
heute höher als in jedem anderen deutschen Bundesland. Viele Zweckverbände, die durch 
die vom Land geförderten Fehlinvestitionen in Notlagen gerieten, mussten dann vom Land 
wieder mit Millionenspritzen gestützt werden.  
Trotzdem war es in den letzten Jahren ruhig um das Abwasserproblem geworden, das in den 
1990er-Jahren noch zu Protesten vor dem Landtag, sogar zu Hungerstreiks geführt hatte. 
Jetzt holt es die Politik wieder ein, mit vielen Unwägbarkeiten. Die Gebührenkalkulation der 
Zweckverbände – sie galten oft als kaufmännisch schlecht geführt – nach dem Bau neuer 
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Eigenheimbesitzer sollen mit 
hohen Abwassergebühren 
kräftig zur Kasse gebeten 
werden. Das legte ein Urteil des 
Oberverwaltungsgerichtes 
Berlin-Brandenburg fest. 
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Klärwerke und Leitungstrassen in den Neunzigerjahren war sehr unterschiedlich. Unklar ist 
daher auch, warum mancherorts Altanschluss-Inhaber nach 1990 für neue Kläranlagen, in 
der auch ihre Gülle geklärt wird, damals nicht zur Kasse gebeten wurden. Warum dies jetzt 
noch geschieht, und das auch noch bei Grundstücken, die schon zu tiefsten DDR-Zeiten an 
die Kanalisation angeschlossen wurden, schafft Frustration.  
Wie eine Lösung aussehen kann, ist offen. Eine Experten-Anhörung im Innenausschuss des 
Landtages, die auf Initiative der SPD zustande kam, endete vorige Woche mit allgemeiner 
Ratlosigkeit. „Klar ist, dass wir eine Lösung finden müssen, die keine unbilligen Belastungen 
schafft“, sagt Ralf Holzschuher, der rechtspolitische Sprecher der SPD-Fraktion. Er sieht 
zunächst einmal das Innenministerium „am Zug“: Es müsse klären, welche Auswirkungen 
das OVG-Urteil hat. Das Innenministerium allerdings gibt den Ball zurück. „Der Landtag ist 
am Zug. Es geht um ein politisches Problem. Wir erwarten Vorgaben, wie wir damit 
umgehen sollen.“ Oppositionsführerin Kerstin Kaiser (Linke) sieht Ministerpräsident Matthias 
Platzeck (SPD) in der Pflicht: „Es besteht landespolitischer Handlungsbedarf.“  
Einig sind sich alle, dass das Urteil landesweite Auswirkungen hat. Es wurde vom 
Abwasserzweckverband Fürstenwalde erstritten, der bereits wegen seines rigiden 
Vorgehens mit Polizeihilfe gegen eine Familie in Rauen ins Zwielicht geraten ist. Diese 
verweigert den Anschluss an die Kanalisation, weil sie selbst eine moderne biologische 
Kleinkläranlage betreibt. Zu einem für Montag angekündigten Zwangsanschluss unter 
Polizeischutz kam es nicht.  
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Eigenheimbesitzer sollen mit hohen Abwassergebühren 
kräftig zur Kasse gebeten werden. Das legte ein Urteil des 
Oberverwaltungsgerichtes Berlin-Brandenburg fest. 
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